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Rechtsprechung DZWir 1996, Heft 11 
Keine Teilentlastung von Vorstand und 
Aufsichtsrat einer Aktiengesellschaft -
AktG §§ 120, 243 ff 
OLG Düsseldorf, Urt. v. 22. 2. 1996 
6 U 20/95 
Die Entlastung von Vorstand und Auf­
sichtsrat und darin liegende Billigung 
der Verwaltung der Gesellschaft durch 
die Hauptversammlung der Aktienge­
sellschaft setzt eine Gesamtbeurteilung 
der aus vielen Einzelrnaßnahmen be­
stehenden Verwaltungstätigkeit im ab­
gelaufenen Geschäftsjahr voraus. Eine 
Teilentlastung unter Ausklammerung 
von Teilbereichen, die einer noch 
nicht abgeschlossenen Sonderprüfung 
unterzogen werden, ist mit dem Wesen 
der Entlastung nach § 120 AktG nicht 
vereinbar und deshalb ausgeschlossen. 
Dies gilt jedenfalls dann, wenn die 
mit einer derartigen Einschränkung er­
teilte Entlastung der Sache nach einer 
Entlastung unter einer Bedingung oder 
unter Vorbehalt gleichkommt. 
Sachverhalt: 
Der Kläger zu 1) hält Aktien der Beklag­
ten und hat vertreten durch Frau Anne­
liese H an der ordentlichen Hauptver­
sammlung der Beklagten vom 
8. 7. 1994 teilgenommen. Ausweislich 
der notariell beurkundeten Nieder­
schrift des Notars Dr. R 
UR. Nr. 1004/94 vR - hat Frau H na­
mens des klagenden Vereins Wider­
spruch zur Niederschrift des Notars er­
klärt gegen die Beschlußfassung zu 
Punkt 2 der Tagesordnung über die 
Entlastung des Vorstands für das Ge­
schäftsjahr 1993. 
Auch die Klägerin zu 2) ist Aktionä­
rin der Beklagten und hat als solche an 
der vorgenannten Hauptversammlung 
teilgenommen. Unstreitig hat auch sie 
Widerspruch zur Niederschrift des No­
tars gegen die Beschlußfassung zu 
Punkt 2 der Tagesordnung erklärt, 
ohne daß dieser Widerspruch urkund­
lich festgehalten worden ist. 
Gegenstand der am 6.8. 1994 ein­
gereichten AnfechtungskIage ist die am 
8. 7. 1994 für das Geschäftsjahr 1993 
mehrheitlich beschlossene Entlastung 
des Vorstandsvorsitzenden der Beklag­
ten Dr. D, die mit der Einschränkung er­
folgte, daß sich die Entlastung nicht auf 
den Gegenstand der vom Aufsichtsrat an 
die C & L T AG Wirtschaftsprüfer- und 
Steuerberatergesellschaft (künftig: C & L) 
in Auftrag gegebene Sonderprüfung 
bezieht betreffend die Geschäftsbezie­
hungen zwischen den Gesellschaften des 
M-Konzerns und den Gesellschaften der 
H-Gruppe, die mehrheitlich der Familie 
D~D gehören. 
Die ordentliche Hauptversammlung 
der Beklagten vom 8.7. 1994 wurde 
durch Bekanntmachung im Bundesan­
zeiger vom 25.5. 1994 einberufen. 
Nach Punkt 2 der bekanntgemachten 
Tagesordnung wurde die "Beschlußfas­
sung über die Entlastung des Vorstands 
für das Geschäftsjahr 1993" angekündigt 
UM hierzu mitgeteilt "Vorstand und 
Aufsichtsrat schlagen vor, dem Vor­
stand Entlastung zu erteilen". In den 
Ausgaben Nr. 24 und 25 des Nachrich­
tenmagazins "Der Spiegel" vom 13. und 
20. 6. 1994 erschienen Beiträge, in de­
nen berichtet wurde, der Vorstandsvor­
sitzende der Beklagten Dr. D habe die 
ihm und seiner Familie gehörenden Fir­
men der H-Gruppe durch Strohmänner 
getarnt als Zulieferbetriebe der MKon­
zerngesellschaft P, Hydrauliktechnik ein­
gesetzt und durch Ausschluß von Kon­
kurrenzangeboten, Zahlung überhöhter 
Preise, Überlassung von Technologie 
und Personal an H sowie durch Unter­
lassung eigener technischer Entwicklun­
gen und die Übernahme von Vertriebs­
leistungen für H-Produkte begünstigt, 
wodurch die Beklagte erheblich geschä­
digt worden sei. Diese Presseveröffentli­
chungen und das von der Staatsanwalt­
schaft Düsseldorf gegen Dr. D wegen 
des Verdachts der Untreue eingeleitete 
Ermittlungsverfahren nahm der Auf­
sichtsrat der Beklagten zum Anlaß, in 
der außerordentlichen Aufsichtsratssit­
zung vom 6. 7. 1994 zu beschließen, die 
C & L mit der Sonderprüfung zu beauf­
tragen, "die geschäftlichen Beziehungen 
zwischen den Gesellschaften des M­
Konzerns und den Gesellschaften der 
H-Gruppe unter Würdigung des beste­
henden Kooperationsverhältnisses zu 
untersuchen und zu bewerten." Mit 
Schreiben vom 7. 7. 1994 - also am 
Vortage der Hauptverhandlung vom 
8. 7. 1994 erteilte der damalige Auf­
sichtsratsvorsitzende Dr. C der C & L 
diesen Prüfungsauftrag. Hiervon unter­
richtete er die Hauptversammlung und 
schlug vor, über die Entlastung des Vor­
standsvorsitzenden Dr. D getrennt von 
den übrigen Mitgliedern des Vorstands 
abzustimmen und den vorgeschlagenen 
Entlastungsbeschluß nicht auf den von 
der C & L zu untersuchenden Sachver­
halt zu beziehen, sondern insoweit die 
Entlastung bis zur ordentlichen Haupt­
versammlung im Jahre 1995 aufzuschie­
ben. Sodann wurde »auf Vorschlag von 
Vorstand und Aufsichtsrat" mehrheit­
lich beschlossen: 
"Herrn Dr. Werner H. D wird mit 
der vorgenannten Einschränkung für 
das Geschäftsjahr 1993 Entlastung er­
teilt." 
Zu Tagesordnungspunkt 4 wurde an­
schließend auf Vorschlag des Aufsichts­
rats beschlossen, Herrn Dr. D in den 
Aufsichtsrat zu berufen, allerdings nicht 
- ",oie ursprünglich vorgesehen und an­
gekündigt - als Aufsichtsratsvorsitzen­
der, weil er erklärt hatte, er stehe nicht 
für den Vorsitz im Aufsichtsrat zur Ver­
fügung, solange das Ergebnis der Prü­
fung durch die C & L nicht vorliege. 
Mit Rücksicht darauf stellte sich Dr. C 
erneut für eine Kandidatur als Auf­
sichtsratsvorsitzender zur Verfügung 
und wurde durch mehrheitlich gefaßten 
Beschluß der Hauptversammlung als 
solcher berufen. 
Inzwischen hat Dr. D sein Amt als 
Mitglied des Aufsichtsrats am 24. 2. 
1995 niedergelegt. Dr. C ist mit Ablauf 
der ordentlichen Hauptversammlung 
vom 30. 6. 1995 aus dem Aufsichtsrat 
der Beklagten ausgeschieden. 
Die Kläger haben ihre Anfechtungs­
klage auf formelle und materielle Män­
gel gestützt und im wesentlichen gel­
tend gemacht: 
Unter Verstoß gegen § 124 Abs. 3 
und 4 AktG sei über die beschlossene 
"partielle Vorabentlastung" des Vor­
standsvorsitlenden Dr. D beschlossen 
worden, obwohl dies nicht mit der Ein­
ladung angekündigt gewesen sei und 
der insoweit geänderte Beschlußvor­
schlag des Aufsichtsrats ohne gleichlau­
tendes Votum des Vorstands gemacht 
worden sei. Mit einem solchen Vorge­
hen habe keiner der nicht erschienenen 
Aktionäre, die mehr als die absolute 
Mehrheit ausgemacht hätten, rechnen 
müssen. Deren Depotstimmen seien 
den Banken unter falschen Vorausset­
zungen erteilt worden und von den 
Bankenvertretern rechts mißbräuchlich 
und sittenwidrig ausgenutzt worden. 
Der angefochtene Beschluß verstoße 
gegen § 120 Abs. 2 AktG und sei dar­
über hinaus auch wegen § 241 Nr. 3 
und 4 AktG nichtig. Es sei gegen den 
Grundsatz der Beschlußklarheit versto­
ßen worden, weil der angefochtene Be­
schluß die von der Entlastung ausge­
nommene Einschränkung nicht genau 
bezeichne. Die Hauptversammlung 
habe sich über den Beschlußinhalt nicht 
im einzelnen gewiß sein können, weil 
allenfalls durch Bezugnahme auf außer­
halb der Beschlußfassung liegende Um­
stände auf den gen auen Prüfungsauf­
trag an die C & L habe geschlossen 
werden können und dieser Auftrag zu­
dem noch dem gestaltenden Einfluß 
Dritter unterlegen habe. Ein objektiv 
mehrdeutiger Inhalt eines Entlastungs­
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beschlusses sei mit dem Wesen der Ak­
tiengesellschaft unvereinbar. 
Außerdem sei gegen den Grundsatz 
der Unteilbarkeit der Entlastung ver­
stoßen worden. Aus § 120 Ahs. 2 AktG 
ergebe sich, daß die Entlastung oder 
Nichtentlastung ein Gesamturteil und 
nicht teilbar sei. Die Entlastung sei eine 
Vertrauenskundgabe, Vertrauen sei aber 
nicht teilbar. 
Aktienrechtswidrig sei die partielle 
Vorabentlastung mit einem Vorbehalt 
verbunden worden, dessen Tragweite 
im Hinblick auf das ausstehende Ergeb­
nis der Sonderprüfung des staatsanwalt­
schaftlichen Ermittlungsverfahrens ob­
jektiv nicht zu übersehen gewesen sei. 
Bei der Beschlußfassung habe die 
Hauptversammlung also nicht gewußt, 
in welchem Umfang die erst noch zu 
klärenden Fragen auf das zurückwirke, 
wofür bereits Entlastung habe erteilt 
werden sollen. Schließlich seien die erst 
noch zu klärenden Fragen für die 
Beschlußfassung vorgreiflich gewesen. 
Kein objektiver Aktionär würde bei ei­
ner derart unbestimmten Auskunftsla­
ge für die partielle Entlastung gestimmt 
haben, so daß der angefochtene Be­
schluß auch nach § 243 Abs.4 AktG 
aufzuheben sei. 
Schließlich sei der Beschluß nach 
§ 243 Abs. 2 AktG anfechtbar, weil die 
partielle Vorabentlastung nur erfolgt 
sei, um dem Vorstandsvorsitzenden Dr. 
D als Sondervorteil einen Platz im Auf­
sichtsrat zu verschaffen. Diesem Son­
dervorteil für ihn entspreche ein Scha­
den der Gesellschaft. 
Die Kläger haben beantragt, den Beschluß 
der Hauptversammlung der Beklagten vom 
8.7. 1994 zu Punkt 2 der Tagesordnung be­
treffend die eingeschränkte - Entlastnng 
des Vorstandsvorsitzenden Dr. Werner D für 
nich tig zu erklären. 
Die Beklagte hat beantragt, die Klage ab­
zuweisen. 
Zur Begründung hat sie im wesentli­
chen geltend gemacht: 
Entgegen der Auffassung der Kläger 
sei die Beschlußfassung der Hauptver­
sammlung über die teilweise Entlastung 
des Vorstandsvorsitzenden Dr. D ord­
nungsgemäß bekanntgemacht worden. 
Insoweit genüge gemäß § 124 Abs. 1 
AktG als Bekanntmachung der T ages­
ordnung die allgemein gehaltene For­
mulierung "Entlastung des Vorstands". 
Diese decke auch die Herrn Dr. D ein­
zeln und nur eingeschränkt erteilte Ent­
lastung. Der Antrag auf eingeschränkte 
Entlastung habe gemäß § 124 Abs. 4 
Satz 2 AktG in der Hauptversammlung 
gestellt und hierüber habe sodann Be­
schluß gefaßt werden können, ohne 
daß es einer vorherigen gesonderten 
Bekanntmachung dieses Antrags be­
durft habe. Eine Bindung von Vorstand 
und Aufsichtsrat an ihre gemäß § 124 
Abs. 3 Satz 1 AktG in der Bekanntma­
chung der Tagesordnung gemachten 
Beschlußvorschläge habe nicht bestan­
den. Vielmehr hätten sie von ihren Be­
schlußvorschlägen abrücken, nämlich 
diese ändern oder von der Antragstel­
lung absehen können, jedenfalls wenn 
wie im vorliegenden Falle seit Be­
kanntmachung der Tagesordnung und 
der Beschlußvorschläge der Verwal­
tung neue Tatsachen bekannt geworden 
seien. Bei den Anträgen auf getrennte 
und eingeschränkte Entlastung von 
Herrn Dr. D habe es sich auch nicht 
um einseitige Anträge des Aufsichtsrats 
gehandelt, sondern die Beschlüsse seien 
ausweislich des notariellen Protokolls 
der Hauptversammlung auf Vorschlag 
von Vorstand und Aufsichtsrat erfolgt. 
Ohnehin rechtfertige ein Vorschlag des 
Aufsichtsrat, wenn er im Gegensatz zu 
einem Vorschlag des Vorstands stehe, 
oder das vollständige Fehlen des Vor­
schlags einer der beiden Organe nicht 
die Anfechtbarkeit des entsprechenden 
Hauptversammlungsbeschlusses. 
Von einem Mißbrauch der Depot­
stimmen der nicht anwesenden Aktio­
näre durch die anwesenden Bankenver­
treter im Sinne des § 135 Abs. 5 AktG 
könne keine Rede sein. Ohnehin würde 
dies gemäß § 135 Abs. 6 AktG die Wirk­
samkeit der Stimmabgabe nicht 
beeinträchtigen, könne also die An­
fechtbarkeit des angegriffenen Haupt­
versammlungsbeschlusses nicht begrün­
den. 
Wie sich aus dem notariellen Proto­
koll und dem stenografischen Protokoll 
zur Hauptversammlung ergebe, liege 
auch kein Verstoß gegen den Grundsatz 
der Beschlußklarheit vor. 
Entgegen der Auffassung der Kläge­
rin sei auch eine teilweise Entlastung ak­
tienrechtlich zulässig. Die Auffassung, 
die sich für die Zulässigkeit einer sachli­
chen Einschränkung der Entlastung aus­
spreche, werde sowohl den Interessen 
der Gesellschaft und ihrer Aktionäre-s.ls 
auch den Interessen des betroffenen 
Vorstandsmitgliedes gerecht. Obwohl 
die Entlastung keinen Verzicht auf Er­
satzansprüche der Gesellschaft enthalte, 
sei sie nicht bedeutungslos. Vielrpehr 
habe die Verweigerung der Entlastung 
für die Gesellschaft und das betroffene 
Vorstandsmitglied eine erhebliche nega­
tive Öffentlichkeitswirkung. :Es liege 
deshalb im Interesse der Gesellschaft, 
ihrer Aktionäre und auch der betroffe­
nen Vorstandsmitglieder, die Entla­
stung soweit wie möglich zu erteilen, 
gegebenenfalls eingeschränkt, notfalls 
die Entlastung insgesamt zu vertagen; 
und nur, soweit letzteres nicht gerecht­
fertigt sei, sie insgesamt zu verweigern. 
Da zum Zeitpunkt der Hauptversamm­
lung die Vorwürfe im Nachrichtenma­
gazin "Der Spiegel" gegen Dr. D man­
gels ausreichender Kenntnis des Sach­
verhalts weder von der Verwaltung 
noch von den Aktionären abschließend 
hätten beurteilt werden können, sei es 
sachgerecht gewesen, die Entlastung 
nicht auf diesen noch unbekannten 
Sachverhalt zu erstrecken. Würde man 
eine eingeschränkte Entlastung nicht 
für zulässig halten, so wäre nur eine 
vollständige Vertagung der Entlastung 
von De. D auf die Hauptversammlung 
1995 in Betracht gekommen. Dann hät­
te es gemäß § 120 Abs. 3 Satz 1 AktG 
auch nahegelegen, die Verhandlung 
über die Verwendung des Bilanzge­
winns auf die Hauptversammlung für 
1995 zu vertagen, die mit der Verhand­
lung über die Entlastung verbunden 
werden solle. Eine Vertagung der Ver­
handlung über die Entlastung von Dr. 
D und gegebenenfalls auch der Ver­
handlung über die Verwendung des Bi­
lanzgewinns habe jedoch nicht den In­
teressen der Beklagten, ihrer Aktionäre, 
und des betreffenden Vorstandsmit­
glieds selbst entsprochen. Die Gesell­
schaft und ihre Aktionäre hätten ein In­
teresse daran, daß in der Hauptver­
sammlung zeitnah über die Gegenstän­
de des abgelaufenen Geschäftsjahres 
entschieden werde. Mit einer vollständi­
gen Verschiebung der Entlastung und 
dann gegebenenfalls auch der Verhand­
lung über die Verwendung des Bilanzge­
winns wäre demgegenüber die Haupt­
versammlung 1995 über das notwendi­
ge Maß hinaus mit Vorgängen aus dem 
Jahre 1993 belastet worden. Deshalb 
sei es sachgerecht gewesen, in der 
Hauptversammlung 1994 soweit wie 
eben möglich die Gegenstände betref­
fend das Geschäftsjahr 1993 abzuhan­
deln. In dieser Situation habe sich eine 
eingeschänkte Erteilung der Entlastung 
von Dr. D unter Vertagung nur des 
nicht überschaubaren Komplexes H an­
geboten. Diese eingeschränkte Entla­
stung sei im Vergleich zu einer vollstän­
digen Vertagung der Entlastung, die 
ebenfalls eine erhebliche negative Publi­
zität mit sich gebracht hätte, sowohl aus 
der Sicht der Gesellschaft und ihrer Ak­
tionäre als auch aus der Sicht des be­
troffenen Vorstandsmitglieds die-weni­
ger nachteilige und damit allein verhält­
nismäßige Beschlußfassung gewesen. 
Die sachliche Einschränkung der Entla­
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stung sei ohne weiteres möglich gewe­
sen, weil es sich bei den Vorwürfen ge­
gen Dr. D um einen klar abgrenzbaren 
Sachverhalt und einen eng begrenzten 
Bereich gehandelt habe, der von seiner 
Tätigkeit als Vorstand der Beklagten ge­
trennt werden könne. 
Offensichtlich unbegründet und völ­
lig unsubstantiiert seien die Angriffe der 
Kläger gegen den Hauptversammlungs­
beschluß unter den Gesichtspunkten 
angeblicher Auskunftsverweigerung ge­
mäß § 131 Abs. 1 in Verbindung mit 
§ 243 Abs.4 AktG und der Verschaf­
fung eines unzulässigen Sondervorteils 
im Sinne des § 243 Abs. 2 AktG. 
Durch Urteil vom 21. 12. 1994 hat 
das Landgericht der Klage antragsge­
mäß stattgegeben und zur Begründung 
im wesentlichen ausgeführt: 
Der Beschluß über die Teilentlastung 
des Vorstandsvorsitzenden sei aktien­
rechtlich unzulässig. Er verstoße gegen 
§ 120 Abs. 1 AktG. Gegenstand der in 
der Entlastung liegenden Billigung und 
Vertrauenskundgabe sei die Verwal­
tung der Gesellschaft durch die Vor­
standsmitglieder, somit eine Gesamtbe­
urteilung der aus vielen Einzelrnaßnah­
men bestehenden Leistung der Verwal­
tung in einem Geschäftsjahr. Das Ge­
samturteil über die Bewährung der Ver­
waltung könne bei dem Entlastungsbe­
schluß nicht offen bleiben. Der ange­
fochtene Beschluß habe aber gerade 
eine Gesamtbeurteilung der Verwaltung 
durch den Vorstandsvorsitzenden Dr. D 
verhindern wollen. Der nach § 120 
AktG gebotenen einheitlichen Erklä­
rung zur gesamten Verwaltungstätigkeit 
sei unzulässig ausgewichen worden. 
Mit ihrer Berufung verfolgt die Beklag­
te ihr Klageabweisungsbegehren weiter. 
Aus den Gründen: 
Die zulässige Berufung der Beklagten 
hat keinen Erfolg. 
Auf die fristgemäß erhobene Anfech­
tungsklage hat das Landgericht zu 
Recht den angefochtenen Teil-Entla­
srungsbeschluß für nichtig erklärt. Ge­
mäß § 243 Abs. 1 AktG kann ein Be­
schluß der Hauptversammlung wegen 
Verletzung des Gesetzes oder der Sat­
zung durch Klage angefochten werden. 
Die beschlossene Teilentlastung ver­
stößt gegen § 120 Abs. 1 AktG, stellt 
also einen Gesetzesverstoß dar. 
Die gemäß §§ 245, 246 AktG erfor­
derlichen formellen Voraussetzungen 
der Anfechtungsklage liegen sowohl 
beim Kläger zu 1) als auch bei der K1ä­
gerin zu 2) vor. 
Gemäß § 245 Nr. 1 AktG ist jeder in 
der Hauptversammlung erschienene 
Aktioflär zur Anfechtung befugt, wenn 
frgegen den Beschluß Widerspruch zur 
Niederschrift erklärt hat, und zwar zu 
der nach § 130 AktG vom Notar aufge­
nO,mmenen Niederschrift, in der jeder 
Beschluß der Hauptversammlung beur­
kundet ist, Die Anfechtungsbefugnis 
hat nach ganz herrschender Meinung 
materiell-rechtlichen Charakter und 
stellt ein subjektives Recht dar, dessen 
Fehlen die Klage nicht unzulässig son­
dern unbegründet macht (vgl. Hüfter, 
Aktiengeserz, 1993, § 245 Rdn. 2 
m. w. N.). Ausweislieh der notariell be­
urkundeten Niederschrift zur Hauptver­
sammlung der Beklagten vom 
8. 7. 1994 hat der Kläger zu 1), vertre­
ten durch Frau H, mit drei aufgeführten 
Stimmkartennummern Widerspruch zu 
Protokoll gegen beide Beschlußfassun­
gen zu Punkt 2 der Tagesordnung er­
klärt, so daß die Anfechtungsbefugnis 
des Klägers zu 1) zweifels frei vorliegt. 
Auch die Anfechtungsbefugnis der 
K1ägerin zu 2) ist gegeben, obwohl ein 
von ihr zu Protokoll erklärter Wider­
spruch nicht beurkundet worden ist. 
Nach ihrer unbestrittenen Darstellung 
hat sie ebenfalls Widerspruch zur Nie­
derschrift des Notars erklärt, ohne daß 
dieser urkundlich festgehaJten worden 
ist. Die Aufnahme des Widerspruchs in 
die Niederschrift ist jedoch nicht Vor­
ausserzung der Anfechtungsbefugnis. 
Vielmehr darf die K1ägerin zu 2) auch in 
anderer Form beweisen, daß sie dem 
Beschluß widersprochen hat (vgl. Hüf 
(er, aaO, Rdn. 15). Es handelt sich inso­
weit um eine materiell·rechtliche Vor­
ausserzung der Anfechtungsklage, so 
daß die Parteien unstreitig stellen kön­
nen, daß die K1ägerin zu 2) Wider­
spruch zur Niederschrift des Notars er­
klärt hat. Da dies zwischen den Parteien 
unstreitig ist, liegt auch die Anfech­
tungsbefugnis der K1ägerin zu 2) vor. 
Die Anfechrungsklage ist auch inner­
halb der gemäß § 246 Abs. 1 AktG vor­
geschriebenen Monatsfrist nach der Be­
schlußfassung erhoben worden. Zur 
Einhaltung dieser materiell-rechtlichen 
Ausschluf~ oder Präklusionsfrist genügt 
gemäß § 270 Abs. 3 ZPO, daß die An­
fechtungsklage rechtzeitig bei Gericht 
eingereicht und die Zustellung dem­
nächst erfolgt ist (vgl. Hüfter, aaO, 
§ 246 Rdn. 23 m. w. N.). Dies ist der 
Fall. Fristende für die Erhebung der An­
fechtungsklage war der 8. 8. 1994. Die 
Klageschrift wurde am 6. 8. 1994 einge­
reicht, und die Gerichtsgebühren wur­
den am 8.8. 1994 eingezahlt. Die Zu­
stellungen erfolgten am 6.9. 1994 an 
die Beklagte und gesondert an ihren 
Vorstandsvorsitzenden, am 8.9. 1994 
an den Aufsichtsratsvorsirzenden und 
am 12.9. 1994 an ein weiteres Auf­
sichtsratsmitglied. 
Zu Recht und mit zutreffender Be­
gründung, die sich der Senat zu eigen 
macht (§ 543 Abs. 1 ZPO), hat das 
Landgericht Anfechtungsgründe ver­
neint, welche die Kläger nach Ziffer 5 
ihrer Berufungserwiderung weiterhin 
daraus herleiten wollen, daß der ange­
fochtene Beschluß in der Tagesordnung 
nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht 
worden und bei der Abfassung des Be­
schlufSinhalts gegen den Grundsatz der 
Beschlußklarheit verstoßen worden sei. 
Unabhängig davon liegt ein Anfech­
tungsgrund jedenfalls darin, daß der an­
gefochtene Entlastungsbeschluß inhalt­
lich gegen das Gesetz verstößt, weil er 
die Entlastung des Vorstandsvorsirzen­
den nur für einen Teilbereich aus­
spricht, jedoch die erforderliche Ge­
samtbeurteilung seiner Anltsführung 
vertagt und vom Ergebnis der in Auf­
trag gegebenen Sonderprüfung betref­
fend die Geschäftsbeziehungen zwi­
schen den Gesellschaften des M-Kon­
zerns und den Gesellschaftern der H­
Gruppe sowie vom Ausgang des staats­
anwaltschaftlichen Ermittlungsverfah­
ren abhängig gemacht hat. Diese Ver· 
fahrensweise ist mit dem Sinn und 
Zweck sowie dem Wesen der Entla­
stung im Aktienrecht nicht vereinbar, so 
daß ein Verstoß gegen § 120 Abs. 1 
AktG vorliegt, der zur Anfechtung be­
rechtigt. 
Die Bedeutung und das Wesen der 
Entlastung ergibt sich aus § 120 Abs. 2 
AktG. Danach billigt die Hauptver­
sammlung mit der Erteilung der Entla­
stung die VerwaJtung der Gesellschaft 
durch die Mitglieder des Vorstands und 
des Aufsichtsrats, wobei die Entlastung 
jedoch keinen Verricht auf Ersatzan­
sprüche enthält. Rechtlich kommt der 
Entlastung im Aktienrecht somit nur 
eine relativ geringe Bedeutung zu. Sie 
erschöpft sich in der allgemeinen Billi­
gung der Arbeit des Vorstandes und des 
Aufsichtsrats im Rahmen der Geschäfts­
führung und Vertretung für die Dauer 
der zurückliegenden Entlastungsperiode 
und bringt gleichzeitig einen Vertrau­
ensbeweis für die künftige Amtsperiode 
zum Ausdruck, sofern eine solche in 
Betracht kommt. Ein Verzicht auf Rück­
griffsansprüche seitens der Aktiengesell­
schaft oder auch nur eine Umkehrung 
der Beweislast bei der Geltendmachung 
von Ersatzansprüchen nach § 93 AktG 
ist mit der Entlastung nach § 120 AktG 
nicht verbunden (vgl. BGH, DB 1967, 
940, 942; Barz, in: Großkomm. zum 
Aktiengesetz, 1973, § 120 Anm. 6-8; 
469 
DZWir 1996, Heft 11 Rechtsprechung 
Eckardt, m: Geßler, Hefermehl, 
Eckardt, Kropff, Komm. zum Aktien­
gesetz Bd. H, § 120 Rdn.5, 35-38; 
Godin-Wilhelmi, Aktiengesetz, 4. Auf!. 
1971, § 120 Arun. 2; Henn, Handbuch 
des Aktienrechts, 5. Auf!. 1994, 
Rdn. 600; jörg H. Gessler, Komm. zum 
Aktiengesetz 1969, Erläuterung zu 
§ 120; Baumbach/Hueck, Aktienge­
setz, 13. Auf!. 1968, § 120 Rdn. 6; 
Zöllner, in: Kölner Komm. zum Aktien­
gesetz, 1973, § 120 Rdn. 21-25). 
Im vorliegenden Fall sollte Herr Dr. 
D Z\var mit dem Ablauf der Haupt­
versammlung als Vorstandsvorsitzender 
ausscheiden, jedoch sollte er in den 
Aufsichtsrat wechseln, um die mit die­
sem Amt verbundenen Kontrollaufga­
ben zu übernehmen. Insoweit kam der 
Entlastung auch Wirkung für die Zu­
kunft zu, indem ihm mit der Billigung 
der bisherigen Vorstandstätigkeit zu­
gleich das Vertrauen für seine künftige 
Aufsichtsratstätigkeit ausgesprochen 
wurde. 
Billigung der Vorstandstätigkeit für 
das abgelaufene Geschäftsjahr 1993 
und zugleich Vertrauenskundgabe für 
die künftige Aufsichtsratstätigkeit setzte 
vom Standpunkt eines objektiv urteilen­
den Aktionärs eine Gesamtbeurteilung 
der zurückliegenden Vorstandstätigkeit 
einschließlich des ausgeklammerten 
Komplexes, der Gegenstand der Son­
derprüfung und des staatsanwaltschaft­
lichen Ermittlungsverfahrens ist, voraus. 
Insoweit handelt es sich entgegen der 
Auffassung der Beklagten nicht um ei­
nen eng begrenzten und klar abgrenzba­
ren, von der Vorstandstätigkeit im übri­
gen zu trennenden Komplex. Vielmehr 
überlagert der Vorwurf der Untreue 
durch Begünstigung familieneigener Zu­
lieferbetriebe zum Nachteil der Beklag­
ten auch die von der Beklagten heraus­
gestellten nhervorragenden" Verdienste, 
die sich der Vorstandsvorsitzende Dr. D 
in seiner Amtszeit um die Beklagte er­
worben hatte. 
Allerdings hat die Hauptversamm­
lung bei der Entscheidung über die Ent­
lastung ein nahezu völlig freies Ermes­
sen. Sie kann selbst dann Entlastung er­
teilen, wenn ihr Gesetzesverstöße der 
Verwaltung bekannt sind oder andere 
Grunde vorliegen, welche die Versagung 
der Entlastung rechtfertigen könnten. 
Der Hauptversammlung steht es frei, 
auch eine "pflichtvergessene Verwal­
tung" zu entlasten, ohne daf:: dies zur An­
fechtbarkeit des Entlastungsbeschlusses 
führt. Denn ein Aktionär kann nicht 
über die Anfechtungsklage den übrigen 
Aktionären seine Meinung zur Entla­
stung aufz'vvingen. Die Hauptversamm­
lung entscheidet bei der Entlastung vor­
nehmlich über die Zweckmäßigkeit der 
Verwaltung, so daß sie die Entlastung 
selbst dann versagen kann, wenn ihr kei­
ne Verstöße der Verwaltung gegen Ge­
setz oder Satzung bekannt sind (vgl. 
BGH, DB 1967, 940, 942; Eckardt, aaO, 
Rdn. 38). Es hätte also durchaus im Er· 
messen der Hauptversammlung gele­
gen, ihren VorstandS\lorsitzenden Dr. D 
ungeachtet der noch ungeklärten Vor­
würfe allein im Hinblick auf die Zweck­
mäßigkeit seiner Verwaltungstätigkeit 
vollständig zu entlasten. Auch eine voll­
ständige Vertagung der Entlastung des 
VorstandS\lorsitzenden bis zum Vorlie­
gen der Ergebnisse der in Auftrag gege­
benen Sonderprufung und des staatsan­
waltschaftlichen Ermittlungsverfahrens 
wäre zulässig und im konkreten Fall 
auch sachgerecht gewesen. 
Mit dem Wesen der Entlastung und 
seinem Sinn und Zweck war jedoch 
nicht vereinbar, daß dem Vorstandsvor­
sitzenden Entlastung erteilt worden ist 
mit der Einschränkung, daß sich der 
Entlastungsbeschluß nicht auf den von 
der T zu untersuchenden Sachverhalt 
beziehe, sondern insoweit die Entla­
stung bis zur ordentlichen Hauptver­
sammlung im Jahre 1995 aufgeschoben 
werde. Sieht man darin eine "Teilentla­
stung", fehlt es an der erforderlichen 
Gesamtbeurteilung der Amtsführung 
des Vorstandsvorsitzenden, die im Falle 
einer Teilentlastung unterbleibt, so daß 
eine solche im Rahmen der Entlastung 
nach § 120 AktG unzulässig ist. 
Jedenfalls aber ist eine Teilentlastung 
dann unzulässig, wenn der von der Ent­
lastung ausgenommene Komplex nicht 
von der Vorstandstätigkeit im übrigen 
zu trennen ist, sondern negative Auswir­
kungen auf die Beurteilung der Amts­
führung insgesamt haben kann, insbe­
sondere wenn es - wie im vorliegenden 
Falle um die persönliche Integrität 
des Vorstandsmitgliedes und seine 
Loyalität zum Unternehmen geht. Wer­
den derartige Vorwürfe zunächst ausge­
klammert und die Entlastungsentschei­
dung insoweit vertagt, liegt der Sache 
nach eine Entlastung unter einer Bedin­
gung oder unter Vorbehalt vor. Nach 
einhelliger Auffassung darf die Entla­
stung nicht unter eine Bedingung oder 
einen Vorbehalt gestellt werden, z. B. 
darf der Vorstand nicht entlastet wer­
den unter der Bedingung, daß die Son­
derprüfung über bestimmte Vorgänge 
keine Beanstandungen ergibt. Denn 
eine solche Erklärung widerspricht d'em 
Zweck der Entlastung, eine eindeutige 
Kundgabe der Auffassung der Haupt­
versammlung zur Tätigkeit der Verwal­
tung.~organe herbeizuführen (vgl. Zöll­
ner, aaO, Rdn. 20). 
Entgegen der Darstellung der Beklag­
ten entspricht es nicht "ganz herrschen­
der Auffassung in der Literatur", daß 
eine Teilentlastung aktienrechtlich zu­
lässig ist. Jedenfalls schließt sich der Se­
nat dieser Auffassung, soweit sie in der 
üteratur in diesem Sinne überhaupt 
eindeutig vertreten wird, nicht an, eben­
sowenig der im Urteil des OLG Stutt­
gart vom 1. 12. 1994 (vgl. DB 1995, 
206) als allgemeine Meinung wiederge­
gebenen Auffassung, die Haupwer· 
sammlung könne Vorstand und Auf­
sichtsrat auch in einer Einzelangelegen­
heit entsprechend § 120 AktG Entla­
stung erteilen, zumal der in jenem Fall 
zur Entscheidung anstehende Sachver­
halt mit dem vorliegenden Fall nicht 
vergleichbar ist. 
Soweit sich die von der Beklagten zi· 
tierten Kommentare zum GmbH-Gesetz 
für die Zulässigkeit einer auf einzelne 
Geschäftsvorfälle beschränkten Teilent­
lastung ausgesprochen haben, kann die­
se Auffassung nicht ohne weiteres für 
das Aktienrecht übernommen werden. 
Im Recht der GmbH kann eine T eiJent­
lastung sinnvoll sein, weil die Entlastung 
hier anders als im Recht der Aktienge­
sellschafr ferner zur Folge hat, daß die 
GmbH mit Ersatzanspruchen und Kün­
digungsgrunden ausgeschlossen ist, die 
der Gesellschafterversammlung bei sorg· 
fältiger Prüfung aller Vorlagen und Be­
richte erkennbar sind oder von denen 
alle Gesellschafter privat Kenntnis ha­
ben (vgl. BGH, NJW 1986, 129, 130 
m. w. N.). Im Aktienrecht ist jedoch ge­
mäß § 120 Abs. 2 Satz 2 AktG gesetzlich 
geregelt, dafs die Entlastung keinen Ver­
zicht auf Ersatzanspruche enthält. Sie 
bringt also nichts weiter als die Billigung 
der Geschäftsführung und das Vertrauen 
in diese zum Ausdruck (vgl. BGH, DB 
1967, 940, 942). 
Auch wenn damit die rechtliche Be­
deutung der Entlastung im Aktienrecht 
als bloße Billigung der Geschäftsfüh­
rung und Vertrauenskundgabe gering 
ist, hat sie für die Aktionäre und die Ge· 
seIlschaft große praktische Bedeutung. 
Für die Aktionäre ist der Entlastungsbe­
schluß der einzige alljährlich wiederkeh­
rende Tagesordnungspunkt der Haupt­
versammlung, zu dem die Aktionäre ih­
rer etwaigen Unzufriedenheit mit der 
Verwaltung stimmenmäßig Ausdruck 
geben können, und der z. B. bei Verwei­
gerung einer erbetenen Auskunft Ge­
genstand einer Anfechtungsklage sein 
kann. Für die Verwaltung gilt spiegel­
bildlich das gleiche (vgl. Barz, in: Groß­
komm. zum AktG, 3. Autl., § 120 
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Anm. 3 und 6). Zudem weist die Be­
klagte insoweit zutreffend darauf hin, 
daß sich die nach wie vor praktisch gro­
ße Bedeutung der Entlastung vor allem 
in ihrem Gegenstück, der Entlastungs­
verweigerung erweist, die eine ganz er­
hebliche Signalwirkung für die Öffent­
lichkeit hat und namentlich bei allen 
größeren Gesellschaften wie der Be­
klagten außerordentlich weitreichen­
de Beachtung findet (vgl. Zöllner, in: 
Kölner Komm. zum AktG 1973, § 120 
Rdn. 25). Daraus und aus dem weiteren 
Umstand, daß nach einhelliger Auffas­
sung eine Entlastung unter einer Bedin­
gung oder einern Vorbehalt unzulässig 
ist, läßt sich entgegen der Auffassung 
der Beklagten jedoch nicht folgern, daß 
ein Bedürfnis für die Zulassung der 
Teilentlastung besteht. 
Vielmehr hat das Landgericht zutref­
fend angenommen, daß Gegenstand der 
in der Entlastung liegenden Billigung 
nach § 120 Abs. 2 AktG allgemein ~die 
Verwaltung der Gesellschaft" durch die 
Vorstandsmitglieder ist und deshalb ei­
ner Gesamtbeurteilung der aus vielen 
Einzelrnaßnahmen bestehenden leistun­
gen der Verwaltung in einern Geschäfts­
jahr darstellt, die eine nur auf einzelne 
Geschäftsvorfälle bezogene Teilentla­
stung begrifflich ausschließt, weil es 
dann an der für die Entlastung erforder­
lichen Gesamtbeurteilung der Verwal­
tungstätigkeit des Vorstands fehlt. 
Das Landgericht hat sich zutreffend 
mit den von bei den Parteien wechselsei­
tig für ihre gegensätzlichen Auffassun­
gen angeführten KommentarsteIlen aus­
einandergesetzt. In mehreren Kommen­
taren wird die Auffassung vertreten, daß 
es nut eine Entlastung für die Verwal­
tung überhaupt, nicht aber für Einzel­
handlungen der Verwaltung gibt, des­
halb zwar die Möglichkeit besteht, die 
Entlastung auszusprechen und gleichzei­
tig einzelne Maßnahmen zu rugen, eine 
partielle Entlastungsverweigerung je­
doch unzulässig ist (vgl.Jörg H. Gessler, 
Komm. zum AktG, 1969, Erläuterung zu 
§ 120; Baumbach/Hueck, Komm. zum 
AktG, 13. Aufl. 1968, § 120 Rdn. 5; Zöll­
ner, in: Kölner Komm. zum AktG, 1973, 
§ 120 Rdn.37, insoweit also in gewis­
sem Widerspruch zu Rdn. 20). Auch die 
von der Beklagten für ihre Auffassung zi­
tierten KommentarsteIlen im Großkom­
mentar zum Aktiengesetz sind im Sinne 
der Auffassung der Beklagten nicht ein­
deutig. Soweit Barz in der Anm. 20 zu 
§ 120 AktG ausführt, es sei auch mög­
lich, die Entlastung eingeschränkt zu er­
teilen, etwa derart, daß man zwar Entla­
stung erteile oder die Geschäftsführung 
im allgemeinen billige, aber ausdrücklich 
erkläre, mit der Behandlung der einen 
o'der anderen bestimmten Angelegen­
heit nicht einverstanden zu sein, liegt in 
Wahrheit keine Teilentlastung vor. Viel· 
mehr liegt dann eine Billigung der Ge­
schäftsführung im allgemeinen und ins­
gesamt vor, obwohl, was zulässig ist, zu 
bestimmten Angelegenheiten die Miß­
billigung erklärt wird. Dennoch liegt 
dann eine Gesamtbeurteilung und damit 
der Sache nach eine - vollständige ­
Entlastung vor, allerdings verbunden mit 
MIßfallensäußerungen in Einzelpunk­
ten, die aber die Entlastung als solche 
nicht beeinträchtigen. Zulässig ist auch, 
daß dem Vorstandsmitglied zwar gene­
relle Entlastung erteilt wird, aber ein et­
waiges Unwerturteil zu einzelnen Ver­
waltungsmaßnahmen oder Verhaltens­
weisen einer späteren Entscheidung der 
Hauptversammlung vorbehalten bleibt. 
Ein derartiger Fall liegt hier jedoch nicht 
vor. Vielmehr ergibt sich aus dem Ge­
samtzusammenhang der Umstände vor 
und während der Hauptversammlung, 
daß ein abschließendes Gesamturteil im 
Hinblick auf die durch die Presseveröf­
fentlichungen aufgeworfenen Zweifel an 
der persönlichen Integrität des Vor­
standsvorsitzenden gerade nicht getrof­
fen werden sollte. Vielmehr sollte die 
Möglichkeit offengehalten werden, we­
gen der dem Vorstandsvorsitzenden vor­
geworfenen Verhaltensweisen, falls sie 
sich als wahr herausstellen sollten, zu ei­
nern späteren Zeitpunkt ein Unwertur­
teil auszusprechen und sich - je nach der 
Schwere der etwaigen Verfehlungen ­
deutlich von ihm zu distanzieren, ihm 
also dann im Ergebnis die Gesamtentla­
stung zu versagen bzw. die nur vorder­
gründig erteilte Teilentlastung zu wider­
rufen. Der Sache nach liegt nicht einmal 
eine echte Teilentlastung vor, sondern 
die Hauptversammlung der Beklagten 
hat ihrem Vorstandsvorsitzenden Entla­
stung lediglich unter der Bedingung 
bzw. dem Vorbehalt erteilt, daß die der 
C & L in Auftrag gegebene Sonderpru­
fung betreffend die Geschäftsbeziehun­
gen v.vischen den Gesellschaften des M­
Konzerns und den Gesellschaften der H­
Gruppe keine zu beanstandenden Ver­
haltensweisen ergibt. Wie bereits ausge­
führt, entspricht es einhelliger Auffas­
sung, daß eine Entlastung unter einer Be­
dingung oder unter Vorbehalt aktien­
rechtlich unzulässig ist, weil der Zweck 
der Entlastung eine eindeutige Kundga­
be der Auffassung der Hauptversamm­
lung zur Tätigkeit der Verwaltungsorga­
ne erfordert. 
Auch das nahezu völlig freie Ermessen 
der Hauptversammlung, die Entlastung 
ZU erteilen oder zu versagen, rechtfertigt 
es nicht, von dem Erfordernis der Ge­
samtbeurteilung, die allein dem Wesen 
der aktienrechtlichen Entlastung ent­
spricht, abzugehen und auf einzelne An­
gelegenheiten beschränkte T eilentla­
smngen zuzulassen. Deren rechtliche 
Möglichkeit vermag die Beklagte nicht 
damit zu begründen, daß es der Haupt­
versammlung aufgrund ihres Ermessens 
möglich gewesen wäre, ungeachtet der 
noch ungeklärten Vorwürfe gegen ihren 
damaligen Vorstandsvorsitzenden ihn 
vorbehaltlos und insgesamt zu entlasten. 
Denn dann hätte die Hauptversamm­
lung die zur Entlastung erforderliche Ge­
samtbeurteilung angestellt und nicht ­
wie geschehen nur eine eingeschränk­
te Entlastung unter Vertagung der Ge­
samtbeurteilung, die der Sache nach 
nicht einmal als echte "Teilentlastung", 
sondern vielmehr als rechtlich nicht 
mögliche Entlastung unter einer Bedin­
gung bzw. unter Vorbehalt zu werten ist. 
Somit war die Berufung der Beklagten 
mit der Kostenfolge aus § 97 Abs. 1 
ZPO der Erfolg zu versagen. 
Anmerkung: 
1. Gegenstand der Entscheidung 
Die Hauptversammlung der Aktienge­
sellschaft beschließt alljährlich über die 
Entlastung der Mitglieder des Vor­
stands und des Aufsichtsrats (§ 120 
Abs. 1 Satz 1 AktG). Mit der Entlastung 
billigt sie das Verhalten der Verwaltung 
(§ 120 Abs. 2 Satz 1 AktG) , ohne daß 
damit jedoch zugleich ein Verzicht auf 
mögliche Ersatzanspruche verbunden 
wäre (§ 120 Abs. 2 Satz 2 AktGl). Auch 
im übrigen entfaltet der Entlastungsbe­
schluß keine unmittelbaren Rechtsfol­
gen, da die Verweigerung der Entla­
stung nicht automatisch zur Abberufung 
des betroffenen Organmitglieds führt2 
und umgekehrt die Erteilung der Entla­
stung keine Vermutung für rechtmäßi­
ges Handeln der Verwaltung begrün­
derl. Der aktienrechtlichen Entlastung 
kommt daher allein die Funktion eines 
Signals für Anleger, Management und 
Öffentlichkeit zu. Ihre Wirkung ist so-
Der eindeutige Ausschluß jeglicher Verzichtswir­

kung ist die Reaktion des Gesetzgebers auf ein 

Urteil des BGH (BGHZ 29. 385. 389 ff). in dem 

§ 84 Abs. 4 Satz 3 AktG 1937 teilweise ausgehöhlt 

wurde. vgl. dazu auch F. Bamer, Die Entlastung 

als Institut des Verbandsrechts. 1990, S. 47 f so­

wie S. 87 ff zur Geschichte der aktienrechtlichen 

Entlastung. 

Zöllner. in: Kölner-Komm. AktG. 1. Aufl., § 120 

Rdn. 42 f; Eckardt. in: GeßlerlHefermehVEckardtl 

Kropff, AktG, § 120 Rdn. 45 f; Ban, in: Groß­

komm. AktG, 3. Aufl., § 120 Anm. 6. 

Eckardt. aaO (Fn. 2). § 120 Adn. 35; Baumbach! 

Hueck, AktG, 13. Aufl.. § 120 Rdn. 6. 
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mit nicht rechtlicher, sondern psycholo­
gischer Art4• Die aktienrechtliche Entla­
snmg unterscheidet sich damit von der 
Entlastung bei anderen Rechtsformen; 
so ist etwa für die GmbH anerkannt, 
daß eine vorbehaltlose Entlasnmg 
gleichzeitig einen Verzicht auf ErsacLall­
sprüche beinhaltet'. 
Die Tatsache, daß über einen recht­
lich so folgenlosen Hauptversammlungs­
beschluß gleich durch zvvei Instanzen 
prozessiert wird, überrascht deshalb zu­
nächst. Bezieht man jedoch die Signal­
wirkung ein, die eine Verweigerung der 
Entlastung haben kann, wird die Interes~ 
senlage der Kläger verständlich. Ein Ma­
nagement wird sich nach der Verweige­
rung der Entlastung kaum noch im Amt 
halten können und für die weitere Be­
rufs tätigkeit zumindest eine Imageeinbu­
ße hinzunehmen haben. Zudem entfal­
tet die Entlastung bei börsennotierten 
Unternehmen Wirkung auf den Kapital­
markt. Vor diesem Hintergrund wird 
der Rechtsstreit durchaus verständlich. 
Die Verweigerung der Entlastung kann 
im Einzelfall ein wichtiges Instrument 
des Anlegers darstellen. 
Das Gericht kommt zu dem Ergeb­
nis, daß die aktienrechtliche Entlastung 
entweder nur erteilt oder aber verwei­
gert werden darf. Zwischenlösungen, 
wie die Entlastung unter Ausklamme­
mng einzelner Bereiche, seien unzu­
lässig, da mit dem Wesen der Entla­
stung unvereinbar. Diese stelle gerade 
eine Gesamtbeurteilung der aus vielen 
Einzelrnaßnahmen bestehenden Verwal­
tungstätigkeit im abgelaufenen Ge­
schäftsjahr dar. Das Urteil geht damit 
erstmals ausführlich der Frage nach, ob 
im Aktienrecht eine sogenannte "Teil­
entlastung" zulässig ist. Diese Problema­
tik wurde bislang auch im aktienrechtli­
chen Schrifttum nicht oder nur am Ran­
de erörtert". 
II. Die Voraussetzungen 
des Entlastungsbeschlusses 
Dem Urteil kann vom Ergebnis her zuge­
stimmt werden, die Begründung über~ 
zeugt jedoch nicht. Im vorliegenden Fal­
le hatte das OLG über eine Entlastung zu 
entscheiden, bei der einzelne T eilberei­
che aus dem Beschluß ausgeklammert 
wurden, weil diese noch Gegenstand ei­
ner nicht abgeschlossenen Sonderprü­
fung waren. Entscheidend für die Beur­
teilung der Zulässigkeit einer solchen 
"Entlasnmg unter Ausklammerung be­
stimmter Vorgänge" ist die Frage, ob die 
Hauptversammlung bei der Entschei­
dung über die Entlastung völlig unge­
bunden ist oder ob sie die Entlasnmg 
nur unter bestimmten Voraussetzungen 
erteilen darf. Zudem muß die oben be­
reits angesprochene Signalwirkung, die 
von einer verweigerten Entlasnmg aus­
geht, miteinbezogen werden. 
Nach herrschender Meinung darf die 
Entlastung nur erteilt werden, wenn die 
Hauptversammlung das Verwaltungs­
handeln für im großen und ganzen geset­
zes- und sarzungskonform hält und keine 
erheblichen Pflichtverstöße ersichtlich 
sind7• Dem hält eine Mindermeinung 
entgegen, die Entlastung stelle eine Ge­
samtbeurteilung allein der Zweckmäßig­
keit des Verwaltungshandelns dar. Eine 
Billigung könne selbst dann erfolgen, 
wenn die Hauptversammlung erhebli­
che Teile des Verwaltungshandelns für 
rechtswidrig halte. Selbst eine pflichtver­
gessene Verwaltung dürfe entlastet wer­
denS. 
Teilt man den Ausgangspunkt der 
herrschenden Meinung, sollte man kon­
sequenterweise der Hauptversammlung 
auch die Möglichkeit zugestehen, von 
der Entlastung einzelne aufklärungs be­
dürftige Bereiche auszuklammern. An­
dernfalls müßte sie die Entlastung völlig 
verweigern, selbst wenn nur ein kleine­
rer Teil des Verwaltungshandelns weite­
rer Aufklärung bedarf. Dies würde die 
oben beschriebene Signalwirkung des 
Entlasnmgsbeschlusses auslösen und 
wäre damit eine unverhältnismäßige Be­
einträchtigung des Ansehens der Verwal­
tung. Folgt man hingegen der Minder­
meinung, kann man auch die These des 
OLG Düsseldorf rechtfertigen, die Ent­
lastung dürfe nur einheitlich erteilt oder 
verweigert werden9, Ausklammerungen 
seien unzulässig. Denn in diesem Fall 
wird die Entlastung fast immer erfolgen, 
da sogar erhebliche Beanstandungen der 
Verwaltungstätigkeit in der Gesamtbeur­
teilung saldiert werden dürfen. Nur bei 
äußerst gravierenden Vorkommnissen 
wird die Entlastung insgesamt verwei­
gert werden. In einer derartigen Situa­
tion würde aber die Entlastung auch 
nach herrschender Ansicht insgesamt zu 
verweigern sein. 
Die herrschende Meinung verwendet 
die Formel, die Verwalnmg müsse "im 
großen und ganzen gesetzes- und sat­
zungskonform gehandelt und keine er
heblichen Pflichtverstöße begangen ha­
ben". Sie begreift die Entlasnmg damit 
als Rechtmäßigkeits- und Zweckmäßig­
keitsbeurteilung. Die Gegenansicht bält 
die Entlastung für eine reine Zweckmä­
ßigkeitsbeurteilung. Sie übersieht, daß 
ab einem bestimmten Grad der Pflicht­
vergessenheit das Handeln der Qrgan.: 
auch nicht mehr zvveckmäßig ist und daß 
der Zweck nicht die Mittel heiligen darf. 
Alle Organe der Gesellschaft sind zu 
rechtmäßigem Handeln verpflichtet 
(vgl. etwa §§ 93, 116, 243 AktG). Die 
Einhalnmg dieser generellen Verpflich­
tung muB auch im Rahmen der Entla­
stungsentscheidung berücksichtigt wer­
den. Die Entlastung darf deshalb nur 
dann erfolgen, wenn die Verwaltung kei­
ne erheblichen Pflichtverstöße begangen 
hat. 
Das entscheidende Argument gegen 
die Argumentation des OLG Düsseldorf 
läßt sich damit aus § 243 Abs. 1 AktG 
gewinnen. Alle Hauptversammlungs­
beschlüsse müssen gesetzes- und sat­
zungskonform sein. Auch wenn kein An­
spruch auf Entlasnmg besteht, da Ver­
trauen nicht einklagbar ist lO, muß der 
Entzug des Vertrauens also auf einer 
rechtmäßigen Grundlage beruhenll. Die 
Hauptversammlung darf die Entlastung 
nicht willkürlich erteilen oder versagen. 
Vielmehr muß sie das ihr zustehende Er­
messen pflichtgemäß, d. h. insbesonde­
re verhälmismäßig, ausüben. Dies be­
deutet, daß die Hauptversammlung 
nicht gezwungen ist, kleinere rechtswid­
rige Akte der Verwaltung mit großen 
rechtmäßigen zu saldieren, um eine ein­
heitliche Entlastungsentscheidung zu er­
reichen. Im Interesse der Gesellschaft 
und Öffentlichkeit muß es der Haupt­
versammlung möglich sein, statt einer 
sicherlich zulässigen Saldierung uner­
heblicher Verstöße ein differenziertes 
Urteil abzugeben. Die Hauptversamm­
lung kann daher im Entlastungsbeschluß 
4 	 Barz, aaO (Fn.2), § 120 Anm.6; Eckardt, aaO 
(Fn.2), § 120 Rdn. 6, 34 H; Z6l1ner. aaO (Fn, 2), 
§ 120 Rdn, 24 f; Seihe, ZIP 1996, 1321, 
, 	 Vgl. etwa BGHZ 94, 324, 327; 97, 382, 384; 
K. Schmidt, in: Scholz, GmbHG, 8. AUfl., § 46 
Rdn. 85 ff jeweils m. w, N, 
, Ausführlich jetzt SeIhe, ZIP 1996, 1321 ff. 
1 RGZ 76, 244, 248; Z6l1ner, aaO (Fn. 2), § 120 
Rdn, 47; Hüfter, AktG, 2. Aufl., § 120 Rdn. 11 f; 
A. Hueck, GmbHR 1959, 189. 190; Noack, EWiR 
§ 120 AktG 1/94. 423. 424; Buchner, GmbHR 
1988.9.12; SeIhe, ZIP 1996, 1321, 1323 f; im Er­
gebnis auch N. Tellis, Die Rechtsnatur der gesell­
schaftsrechtlichen Entlastung und Entlastungskla­
ge - Ein Beitrag zur rechtsformübergreifenden Be­
trachtung des Entlastungsinstiluts, 1988, S, 32. 
Der BGH betont demgegenüber den Vertrauens­
aspekt. ohne jedoch zu der Frage Stellung zu neh­
men, ob nur die Zweckmäßigkeit oder auch die 
Rechtmäßigkeit des Verwaltungshandelns Ent­
scheidungsgrundlage bei der Entlastung ist, vgl. 
dazu im einzelnen HOfter, aaO, m. w. N. 
B 	 So das OlG Düsseldorf sowie Lutter, NJW 1973, 
113 f; ECkardt, aaO (Fn. 2), § 120 Rdn. 38; unklar 
Schuler, NJW 1960, 601 ff. Unklar auch der BGH. 
OB 1967, 940, 942: .Die Entlastung kann selbst 
dann erteilt werden, wenn Gründe vorliegen, die 
die Versagung der Entlastung rechtfertigen wür· 
den." Wie schwerwiegend die Gründe sein dürfen, 
bleibt oHen, 
9 	 Das OlG Düsseldorf beruft sich dabei zu Unrecht 
aul BaumbachlHueck, aaO (Fn. 3), § 120 Rdn, 5. 
Ebenso wie das OlG J. H. GeBier, AktG, 1969, 
§ 120. 
10 	 Bamer, aaO (Fn. 1), 5,130 ff, 158 f; SeIhe, ZIP 
1996, 1321, 1324 m. w. N. 
11 Barz, aaO (Fn. 2), § 120 Anm. 20, 
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bestimmte abgrenzbare Teilbereiche 
ausklammern. 
Auch darf der Umstand, daß § 120 
Abs. 2 Satz 2 AktG mit der Entlastung 
gerade keine Präklusionswirkung verbin­
det, nicht darüber hinwegtäuschen, daß 
sie u. U. faktisch weitreichende Kon­
sequenzen nach sich zieht12. Eine er­
messensfehlerhaft erteilte Entlastung 
kann Kapitalanieger täuschen, eine 
ermessensfehlerhaft verweigerte das 
Image der Verwaltung schädigen. 
Im übrigen wäre es falsch, aus der Tat­
sache, daß § 120 AktG konkrete Rechts­
folgen fehlen, abzuleiten, die Norm 
habe deshalb auch keine oder weniger 
strenge Voraussetzungen. Genau dies 
versucht aber das Gericht, wenn es § 120 
AktG mit den Entlastungsvorschriften 
der anderen Rechtsformen vergleicht 
und aus § 120 Abs. 2 Satz 2 AktG ein ar­
gumentum e contrario zieht: Bei den an­
deren Rechtsformen wird es als zulässig 
angesehen, einzelne Handlungen aus 
der Entlastung auszuklammern13, da die­
ser Beschluß eine Präklusionswirkung 
entfaltet. Anerkennt man hingegen, daß 
die Entlastung ein einheitliches Institut 
darstellt, gleichgültig wie es dogmatisch 
einzuordnen ist!4, darf man sich nicht 
am Sonderfall der aktienrechtlichen Ent­
lastung orientieren, sondern muß auch 
bei der Aktiengesellschaft im Entla­
stungsbeschluß die Ausklammerung be­
stimmter Teile der Verwaltungstätigkeit 
zulassen!5. 
Die Hauptversammlung darf daher so­
wohl bei der Gesamt- wie der Einzelent­
lastung Ausklammerungen vornehmen, 
sofern diese sich auf einen klar abge­
grenzten Bereich beziehen. Die Haupt­
versammlung muß ein Organ(-mitglied) 
also nicht für das gesamte Geschäftsjahr 
entlasten, sondern kann bestimmte Zeit­
räume ausnehmen16• Der Entlastungs­
beschluß ist auch mit der Einschränkung 
zulässig, daß bestimmte Handlungen des 
Organs nicht gebilligt werden!? Dabei 
müssen sich die ausgenommenen Teil­
bereiche eindeutig aus dem Entlastungs­
beschluß selbst ergeben, um dem Grund­
satz der Beschlußklarheit Rechnung zu 
tragen. 
IlI. Kritik an der Urteilsbegründung 
Im vorliegenden Fall erweist sich eine 
Entlastung unter Ausklammerung be­
stimmter Vorgänge als unzulässig. läßt 
sich die behauptete Pflichtverletzung 
nämlich nicht auf bestimmte, isolierte 
Vorgänge eingrenzen oder überlagert 
die angebliche Pflichtverletzung wegen 
ihrer Schwere die gesamte Verwaltungs­
tätigkeit, ist eine Entlastung unter Aus­
klammerung dieser Verstöße nach der 
hier v~rtretenen Ansicht ausgeschlossen. 
'Eine solche Entscheidung wäre ermes­
sensfehlerhaft. Überraschenderweise 
geht auch das OLG auf diesen Gesichts­
Pl\nkt ein, obwohl es der Mindermei­
nung folgt und sich nicht im einzelnen 
mit der zu den Voraussetzungen des Ent­
lastungsbeschlusses bestehenden herr­
schenden Meinung auseinandersetzt. Es 
verneint ebenfalls die Abgrenzbarkeit, 
da der erhobene Votv.urf der Untreue 
alle Bereiche der Verwaltungs tätigkeit 
erfasse. Das Gericht verwendet dieses 
Argument als zusätzliche Stütze für das 
gefundene Ergebnis. Analysiert man Ar­
gumentation des Gerichts im Detail, 
zeigt sich, daß allein schon diese Begrün­
dung ausreichend gewesen wäre, um 
den Entlastungsbeschluß zu beanstan­
den. Eines Rückgriffs auf das "Wesen 
der Entlastung" hätte es nicht bedurft. 
Was das Wesen der aktienrechtlichen 
Entlastung ausmacht und wie es sich von 
der Entlastung im GmbH-Recht unter­
scheidet, bei der das Gericht die Teilent­
lastung gerade für sinnvoll hält, legt das 
Gericht nicht überzeugend darl8• 
Sehr zu begrüßen ist, daß das Gericht 
verschiedene Fallgruppen der Teilentla­
stung unterscheidet und neben der ent­
schiedenen Fallgestaltung die Entlastung 
unter Vorbehalt oder unter einer Bedin­
gung nennt19• Die Bildung von Fallgrup­
pen erscheint deshalb sinnvoll, weil sich 
hinter als T ei/entlastung bezeichneten 
Beschlüssen verschiedene Beschlußin­
halte verbergen können. Neben den drei 
genannten Formen sind noch die Entla­
stung in einer Einzelangelegenheit und 
die Entlastung im Nachgang zu nen­
nen20• Den verschiedenen Arten der 
Teilentlastung liegen jeweils eigene In­
teressenlagen zugrunde, die bei der Be­
urteilung der Zulässigkeit der jeweiligen 
Fallgruppe zu berücksichtigen sindli. 
Das beste Beispiel für diese unterschied­
lichen Wertungen liefert das hier bespro­
chene Urteil selbst. Im Ergebnis zu 
Recht lehnt es nämlich das OLG Düssel­
dorf ab, für die Beurteilung des vorlie­
genden Falles auf eine Entscheidung des 
OLG StuttgartfZ zurückzugreifen. Dieses 
Verfahren betraf die Entlastung in einer 
Einzelangelegenheit, so daß die dort an­
gestellten Überlegungen zur T eilentla­
stung sich nicht ohne weiteres auf den 
vorliegenden Fall einer Entlastung unter 
Ausklammerung bestimmter Vorgänge 
übertragen lassen. 
Insgesamt berührt die Entscheidung 
eine Fülle von Fragen, die sicherlich 
noch weiterer Diskussion bedürfen. 
Auch zeigt das Urteil, daß selbst ein nur 
psychologisch wirkender Hauptver­
sammlungsbeschluß zahlreiche juristi-
DZWir 1996, Heft 11 
sche Folgeprobleme nach sich ziehen 
kann. 
Wissenschaftlicher Mitarbeiter 
Dr. RalfSethe, LL. M., Tübingen 
12 Dies sieht auch das OLG Düsseldort, berücksich­
tigt es aber nicht angemessen. 
" K. Schmkil, Gesellschaftsrecht, 2. Auf!. 1991, 
S. 348; ders" aaO (Fn. 5), § 46 Rdn. 94. 
14 Auch Bamer, der generell die Präklusionswirkung 
von der Entlastung abkoppeln will, sieht in ihr ein 
einheitliches Institut, vgl. Samer, aaO (Fn. 1), 
S.157ft 
" Noch weiter geht Koch, AG 1969, 1,5, der meint, 
eine vollständige Entlastung dürfe nur dann erfol­
gen, wenn eine eingeleitete Sonderprüfung abge­
schlossen sei. Vorher sei eine Entlastung nur tür 
die von der SonderprOfung nicht betroffenen Be­
reiche zulässig; teilweise a. A. Batz, aaO (Fn. 2), 
1. § 120 Anm. 20. Zöllner, aaO (Fn.2), § 120 Rdn. 36; Seihe, ZIP 
1996, 1321, 1324; AdlerlDuringlSchmallz, Rech­
nungslegung und Prüfung der Aktiengesellschaft, 
3. Aufl. 1957, § 125 Rdn. 53, 56 (zur Entiastung ei­
nes während des Geschäftsjahres ausscheiden­
den Vorstandsmitglieds). 
" Batz, aaO (Fn. 2), § 120 Anm. 20: Baumbachl 
Hueck, aaO (Fn.3), § 120 Rdn.5: Seihe, ZIP 
1996.1321,1324; Rellermeyer, WuB IIA. §120 
AktG 1.96; Zöllner. aaO (Fn.2), § 120 Rdn. 20; 
a. A. aber ders., aaO, Rdn. 37; J. H. Geßler, aaO 
(Fn. 9), § 120. 
18 Hinzu kommt, daß es die neue ren Ansätze nicht 
einbezogen hat, die die Entlastung rechtslorm­
übergreifend und damit als einheitliches Institut 
begreifen, vgl. den Text zu Fn. 14. 
,. Das OLG stellt nämlich fest, daß eine Teilent­
lastung unter Ausklammerung bestimmter Vor­
gänge (vom Gericht als .echte Teilentlastung" be­
zeichnet) dann unzulässig sei, wenn sie in der Sa­
che eine rechtlich nicht mögliche Entlastung unter 
Vorbehalt oder unter einer Bedingung darstelle. 
2<l Zur Definition der einzelnen Fallgruppen Se/he, 
ZIP 1996,1321,1324 t 
21 Auslührtich dazu Seihe, ZIP 1996, 1321 ff. 
22 OLG Stutlgart, OB 1995, 206 = ZIP 1995. 378 = 
EWiR 1995, 11 (Karollus). 
Funktionelle Zuständigkeit gerichtlicher 
Entscheidungen im Bereich des § 14 
Abs. 1 Satz 1 GesO - GesO §§ 11, 14, 
20; RPflG §§ 8, 11, 18 
BrandOLG, Beschl. v. 2. 4. 1996 ­
8 W 54/96 
Für die gerichtliche Entscheidung über 
die Anerkennung verspätet angemel­
deter Forderungen gemäß § 14 Abs. 1 
Satz 1 GesO ist der Rechtspfleger 
funktionell unzuständig. Eine derartige 
Entscheidung eines Rechtspflegers ist 
unwirksam im Sinne von § 8 Abs. 4 
Satz 1 RPflG. 
(Leitsätze der Redaktion) 
Aus den Gründen: 
I. 
Der Geschäftsführer der Schuldnerin be­
antragte mit Schreiben vom 11. 6. 1992 
unter Bezugnahme auf einen von der 
Gläubigerin am 2. 6. 1992 fälliggestell­
ten Kredit in Höhe von 701 751,06 DM 
die Eröffnung des Gesamtvollstrek­
